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Bericht hierzu vorzulegen, und erklärt erneut, dass praktische
Präventivmaßnahmen in dieser Hinsicht hervorzuheben sind;

10. beschließt, diese Frage auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung unter dem Unterpunkt „Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der
effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten“ mit Vorrang zu behandeln.

RESOLUTION 61/171

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)334.

61/171. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
bei der Bekämpfung des Terrorismus

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der
Vereinten Nationen, 

sowie in Bekräftigung dessen, dass die Achtung aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlich-
keit von grundlegender Bedeutung ist, einschließlich bei der
Bekämpfung des Terrorismus und der Angst vor dem Terro-
rismus, 

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 57/219 vom 18. De-
zember 2002, 58/187 vom 22. Dezember 2003, 59/191 vom
20. Dezember 2004 und 60/158 vom 16. Dezember 2005, die
Resolutionen der Menschenrechtskommission 2003/68 vom
25. April 2003335, 2004/87 vom 21. April 2004336 und 2005/80
vom 21. April 2005337 und andere einschlägige Resolutionen
der Generalversammlung und der Menschenrechtskommis-
sion,

erneut erklärend, dass die Staaten zum Schutz aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten aller Personen verpflichtet
sind,

erneut darauf hinweisend, dass die im Einklang mit dem
Völkerrecht, insbesondere den internationalen Menschen-
rechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humani-
tären Völkerrecht, auf allen Ebenen getroffenen Maßnahmen
gegen den Terrorismus einen wichtigen Beitrag zur Funktions-
fähigkeit der demokratischen Institutionen und zur Wahrung
des Friedens und der Sicherheit und damit zum vollen Genuss
der Menschenrechte leisten und dass es erforderlich ist, diesen
Kampf fortzusetzen, namentlich durch internationale Zusam-
menarbeit und die Stärkung der diesbezüglichen Rolle der
Vereinten Nationen, 

zutiefst missbilligend, dass es im Kontext des Kampfes ge-
gen den Terrorismus zu Verletzungen der Menschenrechte und
Grundfreiheiten sowie zu Verstößen gegen das Flüchtlings-
völkerrecht und das humanitäre Völkerrecht kommt, 

unter Hinweis darauf, dass die Menschenrechtskommis-
sion in ihrer Resolution 2005/80 das Mandat des Sonderbe-
richterstatters über die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Ter-
rorismus festgelegt hat,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 48/141 vom
20. Dezember 1993 und unter anderem auf die Verantwortung
der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte, die effektive Ausübung aller Menschenrechte zu
fördern und zu schützen, 

unter Begrüßung der Einrichtung des Menschenrechtsrats,
der für die Förderung der allgemeinen Achtung des Schutzes
aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle, ohne ir-
gendeinen Unterschied und auf faire und gleiche Weise, ver-
antwortlich ist,

anerkennend, wie wichtig die von der Generalversamm-
lung am 8. September 2006 verabschiedete Weltweite Strate-
gie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terroris-
mus338 ist, und ihre einschlägigen Bestimmungen über Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Achtung der Menschenrechte
für alle, des humanitären Völkerrechts und der Rechtsstaat-
lichkeit als wesentliche Grundlage zur Bekämpfung des Ter-
rorismus bekräftigend,

erneut erklärend, dass die Handlungen, Methoden und
Praktiken des Terrorismus in allen seinen Arten und Erschei-
nungsformen Aktivitäten sind, die auf die Vernichtung der
Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Demokratie ge-
richtet sind, die territoriale Unversehrtheit und die Sicherheit
der Staaten bedrohen und rechtmäßig konstituierte Regierun-
gen destabilisieren, und dass die internationale Gemeinschaft
die notwendigen Schritte unternehmen soll, um die Zusam-
menarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung des Terroris-
mus zu verstärken339,

in Bekräftigung ihrer unmissverständlichen Verurteilung
aller Handlungen, Methoden und Praktiken des Terrorismus in

334 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Ägypten, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Belarus, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Bra-
silien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutsch-
land, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Gua-
temala, Honduras, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kana-
da, Kap Verde, Kroatien, Lettland, Libanon, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Marokko, Mexiko, Moldau, Monaco, Niederlande, Ni-
geria, Norwegen, Österreich, Panama, Peru, Polen, Portugal, Rumänien,
Russische Föderation, Schweden, Schweiz, Senegal, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von
Amerika und Zypern. 
335 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003, Sup-
plement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschn. A.
336 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
337 Ebd., 2005, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und
Corr.1), Kap. II, Abschn. A.

338 Resolution 60/288.
339 Siehe Abschn. I, Ziff. 17 der Erklärung und des Aktionsprogramms
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über Menschen-
rechte verabschiedet wurden (A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III). 
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allen seinen Arten und Erscheinungsformen als kriminell und
nicht zu rechtfertigen, gleichviel, wo und von wem sie began-
gen werden, und ungeachtet ihrer Beweggründe, und erneut ih-
re Entschlossenheit bekundend, die internationale Zusammen-
arbeit zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus zu
stärken,

bekräftigend, dass der Terrorismus nicht mit einer be-
stimmten Religion, Nationalität, Zivilisation oder ethnischen
Gruppe in Verbindung gebracht werden kann und soll,

in der Erkenntnis, dass die Achtung aller Menschenrechte,
die Achtung der Demokratie und die Achtung der Rechtsstaat-
lichkeit eng miteinander verknüpft sind und sich gegenseitig
verstärken, 

in Anbetracht der von einer Reihe von Organen zur Über-
wachung der Einhaltung der Menschenrechtsverträge und be-
sonderen Verfahren abgegebenen Erklärungen, Feststellungen
und Empfehlungen zur Frage der Vereinbarkeit von Maßnah-
men zur Terrorismusbekämpfung mit den Verpflichtungen auf
dem Gebiet der Menschenrechte,

unter Hinweis auf den Beschluss 1/102 des Menschen-
rechtsrats vom 30. Juni 2006340,

1. bekräftigt, dass die Staaten sicherstellen müssen,
dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus
ergreifen, mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht,
insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen,
dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völker-
recht, im Einklang steht; 

2. beklagt das Leid, das der Terrorismus den Opfern und
ihren Angehörigen zufügt, und bringt ihre tiefe Solidarität mit
ihnen zum Ausdruck; 

3. bekräftigt die Verpflichtung der Staaten, gewisse
Rechte im Einklang mit Artikel 4 des Internationalen Paktes
über bürgerliche und politische Rechte341 als Rechte anzuer-
kennen, die unter keinen Umständen außer Kraft gesetzt wer-
den können, erinnert im Hinblick auf alle anderen Rechte nach
dem Pakt daran, dass jede Maßnahme zur Außerkraftsetzung
von Bestimmungen des Paktes in jedem Falle mit dem genann-
ten Artikel im Einklang stehen muss, und betont den Ausnah-
mecharakter und die vorübergehende Natur solcher Außer-
kraftsetzungen342;

4. fordert die Staaten auf, die mit der Terrorismusbe-
kämpfung befassten nationalen Behörden dafür zu sensibili-
sieren, wie wichtig diese Verpflichtungen sind; 

5. bekräftigt, dass Maßnahmen zur Terrorismusbe-
kämpfung unter voller Berücksichtigung von Minderheiten-

rechten und ohne Diskriminierung auf Grund der Rasse, der
Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion oder der
sozialen Herkunft durchgeführt werden müssen;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die nach dem
Flüchtlingsvölkerrecht und den internationalen Menschen-
rechtsnormen bestehenden Verpflichtungen zur Nichtzurück-
weisung voll einzuhalten und gleichzeitig unter voller Ach-
tung dieser Verpflichtungen und anderer rechtlicher Schutz-
bestimmungen im Einzelfall die Rechtsgültigkeit einer Ent-
scheidung über den Flüchtlingsstatus zu überprüfen, wenn auf
Grund glaubwürdiger und relevanter Beweise anzunehmen ist,
dass die betreffende Person kriminelle Handlungen, darunter
terroristische Handlungen, begangen hat, die unter die Aus-
schlussklauseln nach dem Flüchtlingsvölkerrecht fallen; 

7. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, bei
der Bekämpfung des Terrorismus ein ordnungsgemäßes Ver-
fahren zu gewährleisten, in Übereinstimmung mit allen ein-
schlägigen Bestimmungen der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte343, des Internationalen Paktes über bürgerli-
che und politische Rechte und der Genfer Abkommen von
1949344 in ihren jeweiligen Anwendungsbereichen;

8. lehnt jede Form der Freiheitsentziehung ab, bei der
die inhaftierte Person dem Schutz des Gesetzes entzogen wird,
und fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Garantien zum
Schutz der Freiheit, der Sicherheit und der Würde der Person
zu achten und alle Gefangenen an allen Haftorten im Einklang
mit dem Völkerrecht, einschließlich der Menschenrechte und
des humanitären Völkerrechts, zu behandeln;

9. bekräftigt, dass alle Staaten unbedingt darauf hinar-
beiten müssen, bei der Bekämpfung des Terrorismus die Wür-
de und die Grundfreiheiten des Einzelnen sowie die demokra-
tischen Gepflogenheiten und die Rechtsstaatlichkeit zu achten
und zu schützen;

10. legt den Staaten nahe, bei der Terrorismusbekämp-
fung die einschlägigen Resolutionen und Beschlüsse der Ver-
einten Nationen über Menschenrechte zu berücksichtigen und
den von den besonderen Verfahren und Mechanismen abge-
gebenen Empfehlungen sowie den einschlägigen Stellungnah-
men und Auffassungen der Menschenrechtsvertragsorgane
der Vereinten Nationen gebührend Rechnung zu tragen;

11. nimmt mit Interesse Kenntnis von dem gemäß Reso-
lution 60/158 vorgelegten Bericht des Generalsekretärs345;

12. begrüßt den im Rahmen des Kampfes gegen den Ter-
rorismus stattfindenden Dialog zwischen dem Sicherheitsrat
und seinem Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus ei-
nerseits und den für die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte zuständigen Organen andererseits und legt dem
Sicherheitsrat und seinem Ausschuss zur Bekämpfung des

340 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session,
Supplement No. 53 (A/61/53), erster Teil, Kap. II, Abschn. B.
341 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750.
342 Siehe beispielsweise die Allgemeine Bemerkung 29 über Notstands-
situationen, die der Menschenrechtsausschuss am 24. Juli 2001 verab-
schiedete. 

343 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
344 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1954 II S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl.
Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300.
345 A/61/353.
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Terrorismus nahe, die Verbindung zu den zuständigen Men-
schenrechtsorganen, insbesondere zum Amt des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, zum
Sonderberichterstatter über die Förderung und den Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des
Terrorismus und zu anderen zuständigen besonderen Verfah-
ren und Mechanismen des Menschenrechtsrats, zu stärken und
die Zusammenarbeit mit ihnen weiter auszubauen und dabei
der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte bei den
laufenden Tätigkeiten gemäß den einschlägigen Resolutionen
des Sicherheitsrats zur Frage des Terrorismus gebührend
Rechnung zu tragen; 

13. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem gemäß
Resolution 2005/80 der Menschenrechtskommission vorge-
legten Bericht des Sonderberichterstatters346;

14. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von der
Zusammenarbeit zwischen dem Sonderberichterstatter und al-
len zuständigen Verfahren und Mechanismen des Menschen-
rechtsrats sowie den Menschenrechtsvertragsorganen der Ver-
einten Nationen und legt ihnen eindringlich nahe, ihre Zusam-
menarbeit im Einklang mit ihrem Mandat fortzusetzen und ih-
re Maßnahmen gegebenenfalls zu koordinieren, um eine ko-
härente Vorgehensweise in dieser Frage zu fördern; 

15. ersucht alle Regierungen, mit dem Sonderberichter-
statter bei der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben und
Pflichten voll zusammenzuarbeiten, so auch indem sie auf sei-
ne dringenden Appelle rasch reagieren und alle erbetenen In-
formationen zur Verfügung stellen; 

16. begrüßt die Arbeit, die die Hohe Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte leistet, um das ihr in
Resolution 60/158 erteilte Mandat durchzuführen, und ersucht
sie, ihre diesbezüglichen Anstrengungen fortzusetzen;

17. ersucht den Generalsekretär, dem Menschenrechtsrat
sowie der Generalversammlung auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolu-
tion vorzulegen;

18. beschließt, den Bericht des Sonderberichterstatters
über die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus auf ihrer
zweiundsechzigsten Tagung zu behandeln.

RESOLUTION 61/172
Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)347.

61/172. Geiselnahme
Die Generalversammlung,
in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der

Vereinten Nationen,
unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-

schenrechte348, die unter anderem das Recht auf Leben, Frei-
heit und Sicherheit der Person, die Freiheit von Folter und an-
derer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung, die Bewegungsfreiheit sowie den Schutz vor will-
kürlicher Inhaftierung verbürgt,

sowie unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktions-
programm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkon-
ferenz über Menschenrechte verabschiedet wurden349, 

unter Berücksichtigung des von der Generalversammlung
in ihrer Resolution 34/146 vom 17. Dezember 1979 verab-
schiedeten Internationalen Übereinkommens gegen Geisel-
nahme, in dem anerkannt wird, dass jeder das Recht auf Leben
sowie persönliche Freiheit und Sicherheit hat und dass die Gei-
selnahme eine Straftat darstellt, die der Völkergemeinschaft
Anlass zu ernster Besorgnis gibt, sowie des von der Versamm-
lung in ihrer Resolution 3166 (XXVIII) vom 14. Dezember
1973 verabschiedeten Übereinkommens über die Verhütung,
Verfolgung und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrecht-
lich geschützte Personen einschließlich Diplomaten, 

eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Sicherheits-
rats, in denen alle Fälle von Terrorismus, einschließlich Gei-
selnahme, verurteilt werden, insbesondere der Resolution
1440 (2002) vom 24. Oktober 2002,

in Anbetracht dessen, dass Geiselnahme nach dem Römi-
schen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs350 ein
Kriegsverbrechen sowie eine schwere Verletzung der Genfer
Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze der Kriegsop-
fer351 darstellt, 

in Bekräftigung ihrer einschlägigen Resolutionen, zuletzt
Resolution 57/220 vom 18. Dezember 2002,

unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen der
Menschenrechtskommission zu diesem Thema, zuletzt Reso-
lution 2005/31 vom 19. April 2005352, in der sie jede Geisel-
nahme verurteilte, sowie auf die Erklärung des Präsidenten des
Menschenrechtsrats vom 30. Juni 2006 zum gleichen The-
ma353, 

346 Siehe A/61/267.
347 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Bangla-
desch, Belarus, China, Ecuador, Honduras, Kasachstan, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Kuba, Moldau, Russische Föderation, Sri Lanka, Sudan, Ta-
dschikistan, Türkei, Turkmenistan, Ukraine und Usbekistan. 

348 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
349 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
350 United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III
Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
351 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1954 II
S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207
228 300.
352 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A.
353 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session,
Supplement No. 53 (A/61/53), erster Teil, Kap. II, Abschn. C. 




